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G e s e t z
zur Neufassung des Niedersächsischen Gesetzes 
über das Halten von Hunden und zur Änderung 

des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes

Vom 26. Mai 2011

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Gesetz über das Halten von Hunden
(NHundG)*)

§ 1

Zweck des Gesetzes, Geltungsbereich

(1) Zweck des Gesetzes ist es, Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung vorzubeugen und abzuwehren, die
mit dem Halten und dem Führen von Hunden verbunden
sind.

(2) Dieses Gesetz gilt für das Halten von Hunden in Nieder-
sachsen durch Hundehalterinnen und Hundehalter, die

1. in Niedersachsen mit alleiniger Wohnung oder mit Haupt-
wohnung gemeldet sind,

2. sich länger als zwei Monate ununterbrochen in Nieder-
sachsen aufhalten, wobei unwesentliche Unterbrechungen
unberücksichtigt bleiben, oder

3. den Sitz, eine Niederlassung oder eine Betriebsstätte in
Niedersachsen haben und der Hund sich dort aufhält,

sowie für das Führen von Hunden in Niedersachsen.

§ 2

Allgemeine Pflichten

Hunde sind so zu halten und zu führen, dass von ihnen kei-
ne Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung aus-
gehen.

§ 3

Sachkunde

(1) 1Wer einen Hund hält, muss die dafür erforderliche
Sachkunde besitzen. 2Sie ist der Gemeinde auf Verlangen
durch die erfolgreiche Ablegung einer theoretischen und einer
praktischen Sachkundeprüfung nachzuweisen. 3Die theoreti-
sche Sachkundeprüfung ist vor der Aufnahme der Hundehal-
tung, die praktische Prüfung während des ersten Jahres der
Hundehaltung abzulegen. 4Wird der Hund von einer juristi-
schen Person gehalten, so muss die für die Betreuung des
Hundes verantwortliche Person die erforderliche Sachkunde
besitzen.

(2) 1In der theoretischen Sachkundeprüfung sind die erfor-
derlichen Kenntnisse über 

1. die Anforderungen an die Hundehaltung unter Berück-
sichtigung des Tierschutzrechts,

2. das Sozialverhalten von Hunden und rassespezifische Ei-
genschaften von Hunden,

3. das Erkennen und Beurteilen von Gefahrensituationen mit
Hunden, 

4. das Erziehen und Ausbilden von Hunden und 

5. Rechtsvorschriften für den Umgang mit Hunden

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember
2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376
S. 36).

nachzuweisen. 2In der praktischen Sachkundeprüfung ist
nachzuweisen, dass die nach Satz 1 erforderlichen Kenntnisse
im Umgang mit einem Hund angewendet werden können.
3Die die Prüfung abnehmende Person oder Stelle hat über das
Bestehen der jeweiligen Prüfung eine Bescheinigung auszu-
stellen und dafür ein vom Fachministerium für verbindlich
erklärtes Muster zu verwenden.

(3) 1Die Sachkundeprüfungen werden von Personen und
Stellen abgenommen, die eine Fachbehörde zu diesem Zweck
anerkannt hat. 2Die Anerkennung erhält auf Antrag, wer die
für die Abnahme der Prüfungen erforderlichen Kenntnisse
und Fähigkeiten nachweist. 

(4) Eine Person oder Stelle, die

1. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,

2. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder

3. in einem Staat, demgegenüber die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbehandlung
seiner Staatsangehörigen verpflichtet sind,

nach gleichwertigen Anforderungen oder in einem anderen
Bundesland eine entsprechende Anerkennung erhalten hat,
gilt in Niedersachsen als anerkannt. 

(5) 1Das Anerkennungsverfahren kann über eine einheitli-
che Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes abgewickelt werden. 2Hat die Fachbehörde nicht
innerhalb einer Frist von drei Monaten über den Antrag auf
Anerkennung entschieden, so gilt die Anerkennung als erteilt;
im Übrigen findet § 42 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes
Anwendung. 3Wer eine Anerkennung erhalten hat und die
Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, hat dies
der Fachbehörde oder einer einheitlichen Stelle mitzuteilen.

(6) 1Die nach Absatz 1 Satz 1 erforderliche Sachkunde be-
sitzt auch, wer nachweislich

1. innerhalb der letzten zehn Jahre vor der Aufnahme der
Hundehaltung oder Betreuung für eine juristische Person
über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren ununter-
brochen einen Hund gehalten oder für eine juristische Per-
son betreut hat,

2. Tierärztin oder Tierarzt oder Inhaberin oder Inhaber einer
Erlaubnis nach § 2 Abs. 2 der Bundes-Tierärzteordnung
zur vorübergehenden Ausübung des tierärztlichen Berufs
ist,

3. Brauchbarkeitsprüfungen für Jagdhunde abnimmt oder
eine solche Prüfung mit einem Hund erfolgreich abgelegt
hat,

4. eine sonstige Prüfung bestanden hat, die vom Fachminis-
terium als den Prüfungen nach Absatz 1 Satz 2 gleichwer-
tig anerkannt worden ist,

5. eine Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 oder 2 b des
Tierschutzgesetzes (TierSchG) zum Halten von Hunden in
einem Tierheim oder einer ähnlichen Einrichtung für die
dort gehaltenen Hunde oder zur Ausbildung von Hunden
zu Schutzzwecken für Dritte zur Unterhaltung einer Ein-
richtung hierfür besitzt,

6. für die Betreuung eines von einer juristischen Person des
öffentlichen Rechts oder fremder Streitkräfte gehaltenen
Diensthundes verantwortlich ist, oder

7. einen Blindenführhund oder einen Behindertenbegleit-
hund hält.
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2Die nach Satz 1 Nr. 4 als gleichwertig anerkannten Prüfungen
macht das Fachministerium im Niedersächsischen Ministe-
rialblatt bekannt.

§ 4

Kennzeichnung

1Ein Hund, der älter als sechs Monate ist, ist durch ein elek-
tronisches Kennzeichen (Transponder) mit einer Kennnum-
mer zu kennzeichnen. 2Der Transponder muss in der
Codestruktur und dem Informationsgehalt dem Standard
ISO 11784 („Radio-frequency identification of animals —
Code structure“, Ausgabe August 1996) entsprechen. 3Der
Transponder muss den im Standard ISO 11785 („Radio-fre-
quency identification of animals — Technical Concept“, Aus-
gabe Oktober 1996, Berichtigung Dezember 2008) festgelegten
technischen Anforderungen entsprechen. 4Die ISO-Normen
können bei der Beuth-Verlag GmbH, 10772 Berlin, bezogen
werden; sie sind beim Deutschen Patent- und Markenamt ar-
chivmäßig gesichert niedergelegt.

§ 5

Haftpflichtversicherung

1Für die durch einen Hund, der älter als sechs Monate ist,
verursachten Schäden ist eine Haftpflichtversicherung mit ei-
ner Mindestversicherungssumme von 500 000 Euro für Perso-
nenschäden und von 250 000 Euro für Sachschäden ab-
zuschließen. 2Zuständige Stelle nach § 117 Abs. 2 Satz 1 des
Versicherungsvertragsgesetzes ist die nach § 17 Abs. 1 zustän-
dige Gemeinde. 3Satz 1 gilt nicht für juristische Personen des
öffentlichen Rechts und für fremde Streitkräfte für die von ih-
nen gehaltenen Diensthunde.

§ 6

Mitteilungspflicht

(1) 1Wer einen Hund hält, hat vor Vollendung des siebten
Lebensmonats des Hundes gegenüber der das zentrale Regis-
ter (§ 16) führenden Stelle Folgendes anzugeben:

1. seinen Namen, bei natürlichen Personen auch Vorname,
Geburtstag und Geburtsort,

2. seine Anschrift,

3. das Geschlecht und das Geburtsdatum des Hundes,

4. die Rassezugehörigkeit des Hundes oder, soweit feststell-
bar, die Angabe der Kreuzung und

5. die Kennnummer des Hundes (§ 4 Satz 1).
2Ist der Hund bei der Aufnahme der Hundehaltung älter als
sechs Monate, so sind die Angaben innerhalb eines Monats
nach Aufnahme der Hundehaltung zu machen.

(2) Die folgenden Änderungen hat die Hundehalterin oder
der Hundehalter innerhalb eines Monats gegenüber der das
zentrale Register führenden Stelle anzugeben:

1. die Aufgabe des Haltens des Hundes,

2. das Abhandenkommen und den Tod des Hundes sowie

3. Änderungen der Anschrift.

§ 7

Gefährliche Hunde

(1) 1Erhält die Fachbehörde einen Hinweis darauf, dass ein
Hund, der von einer Hundehalterin oder einem Hundehalter
nach § 1 Abs. 2 gehalten wird, eine gesteigerte Aggressivität
aufweist, insbesondere

1. Menschen oder Tiere gebissen oder sonst eine über das na-
türliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffs-
lust oder Schärfe gezeigt hat oder

2. auf Angriffslust, auf über das natürliche Maß hinausge-
hende Kampfbereitschaft oder Schärfe oder auf ein ande-
res in der Wirkung gleichstehendes Merkmal gezüchtet,
ausgebildet oder abgerichtet ist,

so hat sie den Hinweis zu prüfen. 2Ergibt die Prüfung nach
Satz 1 Tatsachen, die den Verdacht rechtfertigen, dass von
dem Hund eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht,
so stellt die Fachbehörde fest, dass der Hund gefährlich ist.
3Die Klage gegen die Feststellung nach Satz 2 hat keine auf-
schiebende Wirkung.

(2) 1Wer einen Hund hält, der außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Gesetzes durch Verwaltungsakt als gefährlich ein-
gestuft worden ist, hat dies der Fachbehörde unverzüglich
mitzuteilen. 2Die Fachbehörde hat zu prüfen, ob der Hund ge-
fährlich ist; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 8

Erlaubnisvorbehalt für das Halten gefährlicher Hunde

(1) Das Halten eines Hundes, dessen Gefährlichkeit nach § 7
festgestellt worden ist, bedarf der Erlaubnis der Fachbehörde.

(2) Einer Erlaubnis nach Absatz 1 bedürfen nicht

1. die Inhaberinnen und Inhaber einer Erlaubnis nach § 11
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 TierSchG zum Halten von Hunden in
einem Tierheim oder einer ähnlichen Einrichtung für die
dort gehaltenen Hunde und

2. juristische Personen des öffentlichen Rechts und fremde
Streitkräfte für die von ihnen gehaltenen Diensthunde.

§ 9

Beantragung der Erlaubnis

1Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat unverzüglich
nach der Feststellung der Gefährlichkeit des Hundes eine Er-
laubnis nach § 8 zu beantragen oder das Halten des Hundes
aufzugeben. 2Wird die Erlaubnis beantragt, so gilt das Halten
des gefährlichen Hundes bis zur Entscheidung über den An-
trag als erlaubt. 3Wird die Haltung des Hundes aufgegeben, so
sind der Fachbehörde Name und Anschrift der neuen Halterin
oder des neuen Halters anzugeben; diese oder dieser ist darauf
hinzuweisen, dass die Gefährlichkeit des Hundes festgestellt
worden ist. 4Ab Feststellung der Gefährlichkeit ist der Hund
außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke anzuleinen und hat
einen Beißkorb zu tragen.

§ 10

Voraussetzungen und Inhalt der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis nach § 8 ist nur zu erteilen, wenn

1. die Hundehalterin oder der Hundehalter

a) das 18. Lebensjahr vollendet hat,

b) die zum Halten des Hundes erforderliche Zuverlässig-
keit (§ 11) und persönliche Eignung (§ 12) besitzt und

c) nach der Feststellung der Gefährlichkeit des Hundes
eine praktische Sachkundeprüfung gemäß § 3 mit dem
Hund bestanden hat, § 3 Abs. 6 findet insoweit keine
Anwendung, 

2. die Fähigkeit des Hundes zu sozialverträglichem Verhal-
ten durch einen Wesenstest (§ 13) nachgewiesen ist und

3. der Hund gemäß § 4 gekennzeichnet und für ihn eine Ver-
sicherung nach § 5 nachgewiesen ist.

(2) Ist die Hundehalterin oder der Hundehalter eine juristi-
sche Person, so sind die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 1
durch die für die Betreuung des Hundes verantwortliche Per-
son zu erfüllen.

(3) 1Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat der Behör-
de innerhalb von drei Monaten nach Antragstellung die Un-
terlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um das Vorliegen
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der Erlaubnisvoraussetzungen zu prüfen. 2Die Frist kann auf
Antrag einmal um höchstens drei Monate verlängert werden.
3Nach Ablauf der Frist ist die Erlaubnis zu versagen.

(4) 1Die Erlaubnis kann befristet und unter Vorbehalt des
Widerrufs erteilt sowie mit Bedingungen und Auflagen ver-
bunden werden. 2Auflagen können auch nachträglich aufge-
nommen, geändert oder ergänzt werden.

(5) Die Klage gegen die Versagung der Erlaubnis hat keine
aufschiebende Wirkung.

§ 11

Zuverlässigkeit
1Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht,

wer

1. wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer Geld-
strafe von mehr als 60 Tagessätzen oder zu einer Freiheits-
strafe rechtskräftig verurteilt worden ist, wenn seit dem
Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre
noch nicht verstrichen sind, oder

2. wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften dieses Geset-
zes verstoßen hat.

2Zur Prüfung der Zuverlässigkeit hat die Hundehalterin oder
der Hundehalter ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer
Behörde nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes
zu beantragen. 3Die Fachbehörde kann im Rahmen der Prü-
fung der Zuverlässigkeit eine unbeschränkte Auskunft aus
dem Bundeszentralregister einholen.

§ 12

Persönliche Eignung

(1) Die erforderliche persönliche Eignung besitzt in der Re-
gel nicht, wer

1. geschäftsunfähig ist,

2. aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen
oder seelischen Behinderung nach § 1896 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs betreut wird,

3. von Alkohol oder Betäubungsmitteln abhängig ist oder

4. aufgrund geringer körperlicher Kräfte den Hund nicht si-
cher führen kann.

(2) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die per-
sönliche Eignung begründen, so kann die Fachbehörde die
Beibringung eines fachärztlichen oder fachpsychologischen
Gutachtens anordnen.

§ 13

Wesenstest

(1) 1Die Fähigkeit des Hundes zu sozialverträglichem Ver-
halten ist durch einen Wesenstest nachzuweisen, der gemäß
den Vorgaben des Fachministeriums durchgeführt worden ist.
2Der Wesenstest ist von einer vom Fachministerium zugelas-
senen Person durchzuführen. 3Die Zulassung wird Personen,
die nach § 3 der Bundes-Tierärzteordnung die Berufsbezeich-
nung „Tierärztin“ oder „Tierarzt“ führen dürfen, auf Antrag
erteilt, wenn sie vertiefte Kenntnisse und Erfahrungen in der
Verhaltenstherapie mit Hunden haben. 

(2) Eine Person, die

1. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,

2. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder

3. in einem Staat, demgegenüber die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbehandlung
seiner Staatsangehörigen verpflichtet sind,

oder in einem anderen Bundesland nach gleichwertigen An-
forderungen eine entsprechende Zulassung erhalten hat, gilt
in Niedersachsen als zugelassen. 

(3) 1Das Zulassungsverfahren kann über eine einheitliche
Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes abgewickelt werden. 2Hat das Fachministerium nicht in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten über den Antrag auf
Zulassung entschieden, so gilt die Zulassung als erteilt; im
Übrigen findet § 42 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes An-
wendung. 3Wer eine Zulassung erhalten hat und die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, hat dies dem
Fachministerium oder einer einheitlichen Stelle mitzuteilen.

§ 14

Führen eines gefährlichen Hundes

(1) 1Ein gefährlicher Hund darf nur von der Hundehalterin
oder dem Hundehalter persönlich oder von einer Person ge-
führt werden, die eine Bescheinigung nach Satz 2 besitzt. 2Die
Fachbehörde stellt einer anderen Person als der Hundehalte-
rin oder dem Hundehalter auf Antrag eine Bescheinigung dar-
über aus, dass sie den gefährlichen Hund führen darf, wenn
die Person die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 erfüllt.

(2) Beim Führen des gefährlichen Hundes außerhalb eines
ausbruchsicheren Grundstücks hat 

1. die Hundehalterin oder der Hundehalter die Erlaubnis
nach § 8 und

2. die beauftragte Person die Erlaubnis nach § 8 und die Be-
scheinigung nach Absatz 1 Satz 2

mitzuführen und der Gemeinde auf Verlangen zur Prüfung
auszuhändigen.

(3) 1Außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke ist ein ge-
fährlicher Hund anzuleinen. 2Auf Antrag kann die Fachbehör-
de den Leinenzwang, insbesondere unter Berücksichtigung
des Wesenstests, ganz oder teilweise aufheben.

(4) § 9 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 15

Mitwirkungspflichten, Betretensrecht

(1) 1Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-
lich ist, haben Personen, die einen Hund halten oder führen,
auf Verlangen der Gemeinde oder der Fachbehörde die den
Hund betreffenden Feststellungen zu ermöglichen, Auskünfte
zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. 2Die zur Auskunft ver-
pflichtete Person kann die Auskunft auf solche Fragen verwei-
gern, deren Beantwortung sie oder eine der in § 383 Abs. 1
Nrn. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Personen
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen wür-
de.

(2) 1Beschäftigte und sonstige Beauftragte der Gemeinde
und der Fachbehörde dürfen, soweit es zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben erforderlich ist,

1. Grundstücke mit Ausnahme von Wohngebäuden jederzeit
und

2. Betriebsräume während der Betriebszeiten

betreten. 2Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt.

§ 16

Zentrales Register

(1) 1Das Fachministerium führt ein zentrales Register, in
dem die Angaben der Hundehalterinnen und Hundehalter
nach § 6 gespeichert werden. 2Das Register dient der Identifi-
zierung eines Hundes, der Ermittlung der Hundehalterin oder
des Hundehalters und der Gewinnung von Erkenntnissen
über die Gefährlichkeit von Hunden in Abhängigkeit von Ras-
se, Geschlecht und Alter.
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(2) 1Das Fachministerium kann das Führen des zentralen
Registers einer Landesbehörde übertragen. 2Es kann auch eine
juristische Person des Privatrechts mit deren Einverständnis
durch Verwaltungsakt oder durch öffentlich-rechtlichen Ver-
trag mit dem Führen des zentralen Registers beauftragen,
wenn die Beauftragte die Gewähr für eine sachgerechte Erfül-
lung der Aufgabe bietet. 3Das Fachministerium macht die
Übertragung oder Beauftragung im Niedersächsischen Mini-
sterialblatt bekannt. 4Die Beauftragte unterliegt der Fachauf-
sicht des Fachministeriums.

(3) Die Fachbehörde und die Gemeinde können im Rahmen
ihrer Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz Auskunft aus
dem zentralen Register einholen.

§ 17

Zuständigkeit, sonstige Maßnahmen

(1) 1Die Gemeinde überwacht die Einhaltung der §§ 2 bis 6
und 14. 2Die Fachbehörde überwacht die Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes im Übrigen.

(2) 1Die Aufgaben der Fachbehörde nach diesem Gesetz
werden von den Landkreisen und kreisfreien Städten wahrge-
nommen. 2Die Zuständigkeit der großen selbstständigen Städ-
te und der selbstständigen Gemeinden wird ausgeschlossen. 

(3) Die Gemeinden und Fachbehörden erfüllen ihre Aufga-
ben im übertragenen Wirkungskreis.

(4) 1Die zuständigen Behörden können die zur Einhaltung
der Vorschriften dieses Gesetzes im Einzelfall erforderlichen
Maßnahmen treffen. 2Die Gemeinde kann Hundehalterinnen
und Hundehaltern, insbesondere wenn sie

1. a) wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer
Geldstrafe von mehr als 60 Tagessätzen oder zu einer
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind,
wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Ver-
urteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind,

b) geschäftsunfähig sind,

c) aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geis-
tigen oder seelischen Behinderung nach § 1896 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs betreut werden oder

d) von Alkohol oder Betäubungsmitteln abhängig sind,

2. wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften dieses Geset-
zes verstoßen haben, 

3. aufgrund geringer körperlicher Kräfte den Hund nicht si-
cher führen können,

aufgeben, den Hund außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke
anzuleinen oder mit einem Beißkorb zu versehen oder das
Halten des Hundes untersagen. 3Zur Prüfung der Vorausset-
zungen des Satzes 2 Nr. 1 Buchst. d kann die Fachbehörde die
Beibringung eines fachärztlichen oder fachpsychologischen
Gutachtens anordnen.

(5) Die Befugnis der nach § 55 des Niedersächsischen Geset-
zes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständigen
Behörden, Verordnungen zur Abwehr abstrakter von Hunden
ausgehender Gefahren zu erlassen, bleibt unberührt.

§ 18

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 einen Hund ohne die erforderliche Sachkun-
de hält,

2. entgegen § 4 einen Hund ohne Kennzeichnung durch ei-
nen Transponder hält,

3. entgegen § 5 Satz 1 einen Hund ohne Haftpflichtversiche-
rung hält,

4. entgegen § 6 Angaben nicht, nicht rechtzeitig, nicht rich-
tig oder nicht vollständig macht,

5. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 das Halten eines Hundes nicht
unverzüglich mitteilt,

6. entgegen § 8 einen gefährlichen Hund ohne Erlaubnis
hält,

7. die nach § 9 Satz 3 oder § 14 Abs. 4 erforderlichen Anga-
ben nicht macht,

8. entgegen § 9 Satz 4 einen gefährlichen Hund führt, der
nicht angeleint ist oder keinen Beißkorb trägt,

9. einer vollziehbaren Auflage nach § 10 Abs. 4 zuwider-
handelt,

10. entgegen § 14 Abs. 1 eine Person mit dem Führen eines
gefährlichen Hundes beauftragt, die für den Hund keine
Bescheinigung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 besitzt,

11. entgegen § 14 Abs. 2

a) die Erlaubnis nach § 8 oder

b) die Bescheinigung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 

nicht mitführt oder nicht aushändigt,

12. entgegen § 14 Abs. 3 einen gefährlichen Hund führt, der
nicht angeleint ist,

13. entgegen § 15 Abs. 1 eine Feststellung nicht ermöglicht,
eine Auskunft nicht erteilt oder Unterlagen nicht vorlegt,

14. einer vollziehbaren Anordnung nach § 17 Abs. 4 zuwi-
derhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
10 000 Euro geahndet werden.

§ 19

Übergangsregelungen

(1) 1Ist ein Hund, der vor dem 1. Juli 2011 durch einen
Transponder, der nicht den Anforderungen nach § 4 Sätze 2
und 3 entspricht, mit einer Kennnummer gekennzeichnet
worden, so ist dies ausreichend. 2In diesem Fall hat die Hun-
dehalterin oder der Hundehalter dafür zu sorgen, dass der
Fachbehörde bei Bedarf für den Transponder ein Lesegerät
zur Verfügung steht.

(2) Erlaubnisse zum Halten eines gefährlichen Hundes nach
§ 3 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über das Halten
von Hunden vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBl. 2003 S. 2),
geändert durch Gesetz vom 30. Oktober 2003 (Nds. GVBl.
S. 367), gelten als Erlaubnisse nach § 8 fort.

(3) Wer am 1. Juli 2013 einen Hund hält, der älter als sechs
Monate ist, hat die Angaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1 bis zum
1. August 2013 zu machen.

(4) Zulassungen von Personen und Stellen für die Durch-
führung eines Wesenstests nach § 9 des Niedersächsischen
Gesetzes über das Halten von Hunden vom 12. Dezember 2002
(Nds. GVBl. 2003 S. 2), geändert durch Gesetz vom 30. Okto-
ber 2003 (Nds. GVBl. S. 367), gelten als Zulassungen nach
§ 13 fort.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes

§ 11 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes in der Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl.
S. 41), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Mai 2009
(Nds. GVBl. S. 191), wird wie folgt geändert:

1. Es wird der folgende neue Satz 4 eingefügt:

„4Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das Halten von Hunden dürfen
die Steuerdaten übermittelt werden, die zur Erfüllung der
Aufgaben erforderlich sind.“

2. Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 5 und 6.
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Artikel 3

Inkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 treten Artikel 1 § 3 Abs. 1 bis 3 Satz 1 und Abs. 4,
§ 6 sowie Artikel 2 am 1. Juli 2013 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2011 tritt das Niedersächsische
Gesetz über das Halten von Hunden vom 12. Dezember 2002
(Nds. GVBl. 2003 S. 2), geändert durch Gesetz vom 30. Okto-
ber 2003 (Nds. GVBl. S. 367), außer Kraft.

Hannover, den 26. Mai 2011

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
zur Änderung des 

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes

Vom 26. Mai 2011

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des 
Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes

Das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz vom 30. Mai
1978 (Nds. GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 415), wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) In öffentlichen Planungen und bei öffentlichen
Baumaßnahmen sind die Belange des Denkmalschutzes
und der Denkmalpflege sowie die Anforderungen des
UNESCO-Übereinkommens zum Schutz des Kultur- und
Naturerbes der Welt vom 16. November 1972 (BGBl.
1977 II S. 213) rechtzeitig und so zu berücksichtigen,
dass die Kulturdenkmale und das Kulturerbe im Sinne
des Übereinkommens erhalten werden und ihre Umge-
bung angemessen gestaltet wird, soweit nicht andere öf-
fentliche Belange überwiegen.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und nach dem Wort „Denkmale“ werden die
Worte „und Denkmale der Erdgeschichte“ eingefügt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Baudenkmale sind bauliche Anlagen (§ 2 Abs. 1
der Niedersächsischen Bauordnung), Teile baulicher
Anlagen, Grünanlagen und Friedhofsanlagen, an de-
ren Erhaltung wegen ihrer geschichtlichen, künstleri-
schen, wissenschaftlichen oder städtebaulichen
Bedeutung ein öffentliches Interesse besteht.“

c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Denkmale der Erdgeschichte sind Überreste
oder Spuren, die Aufschluss über die Entwicklung tie-
rischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen Erd-
perioden oder die Entwicklung der Erde geben und an
deren Erhaltung aufgrund ihrer herausragenden wis-
senschaftlichen Bedeutung ein öffentliches Interesse
besteht.“ 

3. Die §§ 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„§ 4

Verzeichnis der Kulturdenkmale

(1) 1Die Kulturdenkmale sind in ein Verzeichnis einzu-
tragen, das durch das Landesamt für Denkmalpflege auf-
zustellen und fortzuführen ist. 2Bewegliche Denkmale
werden in das Verzeichnis nur eingetragen, wenn ihre be-
sondere Bedeutung es erfordert, sie dem Schutz dieses
Gesetzes zu unterstellen. 

(2) 1Die unteren Denkmalschutzbehörden und die Ge-
meinden führen für ihr Gebiet Auszüge aus dem Ver-
zeichnis. 2Jedermann kann Einblick in das Verzeichnis
und die Auszüge nehmen. 3Eintragungen über bewegli-
che Denkmale und über Zubehör von Baudenkmalen
dürfen nur die Eigentümer und die sonstigen dinglich Be-
rechtigten sowie die von ihnen ermächtigten Personen
einsehen.

(3) 1Eine Eintragung ist im Verzeichnis zu löschen,
wenn ihre Voraussetzungen entfallen sind. 2Ist die Eigen-
schaft als Baudenkmal nach Absatz 5 durch Verwaltungs-
akt festgestellt worden, so ist die Eintragung zu löschen,
wenn der Verwaltungsakt unanfechtbar aufgehoben wor-
den ist.

(4) 1Vor der Eintragung eines Baudenkmals, eines Bo-
dendenkmals oder eines unbeweglichen Denkmals der
Erdgeschichte in das Verzeichnis ist die Gemeinde zu hö-
ren, auf deren Gebiet sich das Denkmal befindet. 2Die Ge-
meinde teilt dem Landesamt für Denkmalpflege Namen
und Anschrift des Eigentümers des Denkmals nach Satz 1
mit. 3Das Landesamt für Denkmalpflege hört vor der Ein-
tragung eines Baudenkmals dessen Eigentümer. 4Das Lan-
desamt für Denkmalpflege unterrichtet die untere Denk-
malschutzbehörde, die Gemeinde und den Eigentümer
unverzüglich über die Neueintragung oder Löschung des
Baudenkmals im Verzeichnis. 5Das Landesamt für Denk-
malpflege unterrichtet die untere Denkmalschutzbehörde
über die beabsichtigte Eintragung eines beweglichen
Denkmals.

(5) Ist ein Baudenkmal nach dem 30. September 2011
in das Verzeichnis eingetragen worden, so hat das Lan-
desamt für Denkmalpflege auf Antrag des Eigentümers
durch Verwaltungsakt die Eigenschaft als Baudenkmal
festzustellen.

§ 5

Wirkung der Eintragungen in das Verzeichnis

(1) 1Die Anwendbarkeit der Schutzvorschriften dieses
Gesetzes ist nicht davon abhängig, dass Kulturdenkmale
in das Verzeichnis nach § 4 eingetragen sind. 2Die §§ 6,
10 und 11 gelten jedoch für bewegliche Denkmale nur,
wenn sie in das Verzeichnis eingetragen sind.

(2) 1Ist die Denkmalschutzbehörde nach § 4 Abs. 4 Satz 5
über die beabsichtigte Eintragung eines beweglichen
Denkmals in das Verzeichnis der Kulturdenkmale unter-
richtet worden, so kann sie gegenüber dem Eigentümer
anordnen, dass das Denkmal vorläufig als eingetragen
gilt. 2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Anordnung
wird unwirksam, wenn die Eintragung nicht innerhalb
von sechs Monaten vorgenommen worden ist. 4Bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes kann diese Frist um bis
zu drei Monate verlängert werden. 5Klagen gegen die An-
ordnung nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung.“

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Die Verpflichteten oder die von ihnen Beauftragten
haben die erforderlichen Arbeiten fachgerecht durch-
zuführen.“

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Soll ein Kulturdenkmal ganz oder teilweise
zerstört werden, so ist der Veranlasser der Zerstörung
im Rahmen des Zumutbaren zur fachgerechten Unter-
suchung, Bergung und Dokumentation des Kultur-
denkmals verpflichtet. 2Satz 1 gilt unabhängig davon,
ob die Zerstörung einer Genehmigung nach diesem
Gesetz bedarf. 3§ 10 Abs. 3 Sätze 2 und 3, § 12 Abs. 2
Sätze 2 bis 4 sowie § 13 Abs. 2 Sätze 2 und 3 bleiben
unberührt.“

5. § 7 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. ein öffentliches Interesse anderer Art, zum Beispiel

a) die nachhaltige energetische Verbesserung des
Kulturdenkmals,

b) der Einsatz erneuerbarer Energien oder 
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c) die Berücksichtigung der Belange von alten Men-
schen und Menschen mit Behinderungen,

das Interesse an der unveränderten Erhaltung des Kul-
turdenkmals überwiegt und den Eingriff zwingend
verlangt oder“.

6. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Ein Eingriff in ein Baudenkmal, der dessen
Nutzbarkeit nachhaltig verbessert, kann auch dann
genehmigt werden, wenn er den Denkmalwert wegen
des Einsatzes zeitgemäßer Materialien oder neuer Mo-
dernisierungstechniken nur geringfügig beeinträch-
tigt.“

7. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „Bau- oder Boden-
denkmal“ durch das Wort „Kulturdenkmal“ ersetzt.

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen keiner
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wenn sie
an Kulturdenkmalen im Eigentum oder im Besitz des
Bundes oder des Landes ausgeführt werden sollen
und die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bau-
überwachung dem Staatlichen Baumanagement Nie-
dersachsen übertragen sind. 2Maßnahmen nach
Absatz 1, die durch die Klosterkammer Hannover an
Kulturdenkmalen im Eigentum oder Besitz einer von
ihr verwalteten Stiftung ausgeführt werden, bedürfen
ebenfalls keiner Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde. 3Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 sind
dem Landesamt für Denkmalpflege mit Planungsbe-
ginn anzuzeigen.“

c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 an Kulturdenk-
malen im Eigentum oder Besitz des Bundes oder des
Landes, die nicht durch das Staatliche Baumanage-
ment Niedersachsen betreut werden, ist der an die
Denkmalschutzbehörde gerichtete Antrag auf Geneh-
migung zeitgleich auch dem Landesamt für Denkmal-
pflege zu übermitteln.“

8. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „oder“ durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort „bergen“ werden
die Worte „oder mit technischen Hilfsmitteln nach
Kulturdenkmalen suchen“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „über“ die
Worte „die Suche,“ eingefügt.

9. In § 13 Abs. 1 werden nach dem Wort „Wer“ die Worte
„Nachforschungen oder“ eingefügt.

10. § 14 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

11. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

Vorübergehende Überlassung von Bodenfunden
1Eigentümer und Besitzer eines Bodenfundes sind ver-

pflichtet, den Bodenfund auf Verlangen der zuständigen
Denkmalschutzbehörde dieser oder einer von ihr benann-
ten Stelle für längstens zwölf Monate zur wissenschaftli-
chen Auswertung, Konservierung oder Dokumentation
zu überlassen. 2Reicht der Zeitraum zur Erfüllung der in
Satz 1 genannten Zwecke im Einzelfall nicht aus, so kann
er von der zuständigen Denkmalschutzbehörde angemes-
sen verlängert werden.“

12. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Kulturdenkmale“
die Worte „von herausragender landes- oder kulturge-
schichtlicher Bedeutung“ eingefügt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

c) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Wird durch die Versagung einer nach Absatz 2
Satz 1 erforderlichen Genehmigung die bisherige ord-
nungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung
eines Grundstücks beschränkt, so hat das Land für die
Dauer der Nutzungsbeschränkung für die dadurch
verursachten wirtschaftlichen Nachteile einen ange-
messenen Ausgleich in Geld zu leisten, sofern nicht
eine Ausgleichspflicht nach § 29 besteht. 2Der Aus-
gleich bemisst sich nach den durchschnittlichen Er-
tragseinbußen, gemessen an den Erträgen und Auf-
wendungen der bisherigen ordnungsgemäßen land-
oder forstwirtschaftlichen Nutzung. 3Ersparte Auf-
wendungen sind anzurechnen. 4Über den Ausgleich
entscheidet die für die Genehmigung zuständige
Denkmalschutzbehörde nach Zustimmung der obers-
ten Denkmalschutzbehörde.“

13. § 18 erhält folgende Fassung:

„§ 18

Schatzregal
1Bewegliche Denkmale gemäß § 3 Abs. 5, die herrenlos

oder so lange verborgen gewesen sind, dass ihr Eigentü-
mer nicht mehr zu ermitteln ist, werden mit der Ent-
deckung Eigentum des Landes Niedersachsen, wenn sie
bei staatlichen Nachforschungen oder in Grabungs-
schutzgebieten gemäß § 16 entdeckt werden oder wenn
sie einen hervorragenden wissenschaftlichen Wert besit-
zen. 2Der Finder soll im Rahmen der verfügbaren Mittel
des Landeshaushalts eine Belohnung erhalten. 3Über die
Höhe entscheidet das Landesamt für Denkmalpflege un-
ter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls. 4Das
Land kann sein Eigentum an dem beweglichen Denkmal
auf den Eigentümer des Grundstücks übertragen, auf dem
der Fund erfolgt ist.“

14. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Betrifft die Durchführung dieses Gesetzes den
Bereich einer Bundeswasserstraße oder des Küs-
tengewässers, so ist abweichend von Satz 1 die
oberste Denkmalschutzbehörde zuständig. 3Für
Maßnahmen im Bereich des Küstengewässers ist
das Einvernehmen mit der obersten Naturschutz-
behörde erforderlich.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Die unteren Denkmalschutzbehörden stellen
in Angelegenheiten auf dem Gebiet der Bodendenk-
malpflege unverzüglich das Benehmen mit dem Lan-
desamt für Denkmalpflege her. 2Die oberste Denkmal-
schutzbehörde befreit eine untere Denkmalschutzbe-
hörde, die in ausreichendem Maß mit archäologischen
Fachkräften besetzt ist, von dem Erfordernis der Her-
stellung des Benehmens. 3Archäologische Fachkräfte
sind Personen, die nachgewiesen haben, dass sie
durch ihre Ausbildung oder durch archäologische Tä-
tigkeiten hinreichende Fachkenntnisse auf dem Ge-
biet der Bodendenkmalpflege erworben haben. 4Eine
untere Denkmalschutzbehörde, die von dem Erforder-
nis der Herstellung des Benehmens befreit worden ist,
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hat der obersten Denkmalschutzbehörde Veränderun-
gen in der Besetzung mit archäologischen Fachkräften
unverzüglich mitzuteilen.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

15. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Die unteren Denkmalschutzbehörden stellen
bei allen Maßnahmen, die für das Kulturerbe im Sin-
ne des UNESCO-Übereinkommens zum Schutz des
Kultur- und Naturerbes der Welt von nicht nur uner-
heblicher Bedeutung sind, das Benehmen mit dem
Landesamt für Denkmalpflege her.“

16. Nach § 22 wird der folgende § 22 a eingefügt:

„§ 22 a

Beratende Kommissionen

Die oberste Denkmalschutzbehörde kann für den Be-
reich der Bau- und Kunstdenkmalpflege eine Landeskom-
mission für Denkmalpflege und für den Bereich der
Bodendenkmalpflege eine Archäologische Kommission
jeweils mit beratender Funktion für die oberste Denkmal-
schutzbehörde und die Denkmalfachbehörde berufen.“

17. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Eigentümer können Baudenkmale und Boden-
denkmale mit einer von der obersten Denkmalschutz-
behörde herausgegebenen Denkmalschutzplakette
kennzeichnen, um auf den gesetzlichen Schutz des
Denkmals hinzuweisen.“

18. Die Überschrift des Sechsten Teils und § 29 erhalten fol-
gende Fassung:

„ S e c h s t e r  T e i l

Ausgleich und Enteignung

§ 29

Ausgleich

(1) 1Soweit Anordnungen aufgrund dieses Gesetzes im
Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung des Eigen-
tums führen, hat das Land einen angemessenen Aus-
gleich in Geld zu gewähren, sofern und soweit die
Belastung nicht in anderer Weise ausgeglichen werden
kann. 2Für die Bemessung des Ausgleichs sind die Rege-
lungen des Niedersächsischen Enteignungsgesetzes über
die Entschädigung entsprechend anzuwenden. 3Die Ge-
meinden und Landkreise sollen zu dem Ausgleichsauf-
wand beitragen, wenn und soweit durch die die
Belastung auslösende Anordnung auch ihre örtlichen Be-
lange begünstigt werden.

(2) Über den Ausgleich entscheidet die für die Anord-
nung zuständige Denkmalschutzbehörde nach Zustim-
mung der obersten Denkmalschutzbehörde zumindest
dem Grunde nach zugleich mit der Anordnung, die die
Belastung auslöst.“

Artikel 2

Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Niedersächsi-
sche Denkmalschutzgesetz in der nunmehr geltenden Fassung
mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2011 in Kraft.

Hannover, den 26. Mai 2011

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 

zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs

Vom 26. Mai 2011

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Gesetz zur Ausführung des Zweiten
Buchs des Sozialgesetzbuchs vom 16. September 2004 (Nds.
GVBl. S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Juni 2007
(Nds. GVBl. S. 220), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung:

„Niedersächsisches Gesetz
zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs 

und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes“.

2. Die §§ 2 bis 2 b erhalten folgende Fassung:

„§ 2

Oberste Landesbehörde, 
Aufsicht, Zielvereinbarungen

(1) 1Oberste Landesbehörde im Sinne des § 6 a Abs. 1, 2
Satz 3, Abs. 6 Sätze 1 und 2, Abs. 7 Satz 1 und des § 18 b
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Sätze 1 und 3 und Abs. 3 Satz 2
SGB II und zuständige Landesbehörde im Sinne des § 47
Abs. 2 Satz 1, des § 48 Abs. 1 und des § 48 b Abs. 1 Satz 1
SGB II ist das für Soziales zuständige Ministerium. 2Das
für Soziales zuständige Ministerium kann sich jederzeit
über die Durchführung der den kommunalen Trägern ob-
liegenden Aufgaben unterrichten. 3§ 129 Abs. 1 Satz 2 NGO
gilt entsprechend. 4Für weitergehende Maßnahmen ist die
Kommunalaufsichtsbehörde zuständig.

(2) Zur Erreichung der Ziele des Zweiten Buchs des So-
zialgesetzbuchs soll das für Soziales zuständige Ministeri-
um mit den kommunalen Trägern Vereinbarungen über
die kommunalen Leistungen abschließen.

§ 2 a

Gemeinsamer Ausschuss

(1) 1Das für Soziales zuständige Ministerium, das für Ar-
beit zuständige Ministerium und die kommunalen Träger
bilden einen gemeinsamen Ausschuss für die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende. 2Der gemeinsame Ausschuss be-
steht aus acht Mitgliedern. 3Von diesen werden zwei
Mitglieder durch das für Soziales zuständige Ministerium,
zwei Mitglieder durch das für Arbeit zuständige Ministeri-
um und vier Mitglieder von der Arbeitsgemeinschaft der
kommunalen Spitzenverbände bestellt.

(2) 1Der gemeinsame Ausschuss berät die grundsätzli-
chen Fragen der Umsetzung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende und der Zielvereinbarungen nach § 2 Abs. 2.
2Er schlägt dem für Soziales zuständigen Ministerium auf
Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-
zenverbände eine Person als Mitglied im Kooperationsaus-
schuss nach § 18 b SGB II vor. 3Das für Soziales zuständige
Ministerium soll diese Person als Mitglied in den Koopera-
tionsausschuss nach § 18 b SGB II entsenden und insoweit
mit der Wahrnehmung der Rechte des Landes beauftragen.
4Die Stimmrechte können nur einheitlich wahrgenommen
werden.

§ 2 b

Ausschuss für Zielvereinbarungen

(1) 1Das für Soziales zuständige Ministerium, das für Ar-
beit zuständige Ministerium und die zugelassenen kom-
munalen Träger (§ 6 a SGB II) bilden einen Ausschuss für
Zielvereinbarungen, die nach § 48 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
SGB II geschlossen werden. 2Der Ausschuss besteht aus

acht Mitgliedern. 3Von diesen werden zwei Mitglieder
durch das für Soziales zuständige Ministerium, zwei Mit-
glieder durch das für Arbeit zuständige Ministerium und
vier Mitglieder von den kommunalen Spitzenverbänden
bestellt, denen die zugelassenen kommunalen Träger an-
gehören.

(2) Der Ausschuss für Zielvereinbarungen berät über
Grundsätze für den Abschluss von Zielvereinbarungen,
die nach § 48 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II geschlossen wer-
den, über deren Umsetzung und über die Überprüfung der
Zielerreichung.

(3) Die zugelassenen kommunalen Träger haben, soweit
dies für die Umsetzung der in Absatz 2 genannten Aufga-
ben erforderlich ist, die nach § 51 b Abs. 1 Satz 1 SGB II in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Erhebung der Da-
ten nach § 51 b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch vom
12. August 2010 (BGBl. I S. 1150) erhobenen Daten dem
für Soziales zuständigen Ministerium, dem für Arbeit zu-
ständigen Ministerium und dem Ausschuss für Zielverein-
barungen zur Verfügung zu stellen oder sich mit der
Übermittlung der Daten durch die Bundesagentur für Ar-
beit an den Ausschuss für Zielvereinbarungen einverstan-
den zu erklären.

(4) Der Ausschuss für Zielvereinbarungen überprüft
mindestens halbjährlich, ob die vereinbarten Ziele erreicht
worden sind und berät erforderlichenfalls die zugelassenen
kommunalen Träger über Möglichkeiten der Verbesserung.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

4. Nach § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt:

„§ 3 a

Träger der Leistungen nach § 6 b 
des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG)

1Träger der Leistungen nach § 6 b BKGG sind die Land-
kreise und die kreisfreien Städte sowie die Region Hanno-
ver. 2Sie nehmen die mit der Trägerschaft verbundenen
Aufgaben im eigenen Wirkungskreis wahr. 3§ 3 gilt ent-
sprechend.“

5. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Bundeszuschuss und Kostenausgleich

(1) 1Die kommunalen Träger erhalten von den Bundes-
mitteln nach § 46 Abs. 5 bis 7 SGB II einen Betrag in Höhe
von 26,4 vom Hundert ihrer Leistungen für Unterkunft
und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II. 2Der Abruf der Er-
stattungen durch die kommunalen Träger erfolgt nach
Maßgabe des § 46 Abs. 8 SGB II beim Land. 3Hierfür mel-
den die kommunalen Träger bis zum 15. jedes Monats der
zuständigen Behörde 

1. die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften, die im vorange-
gangenen Monat Leistungen nach § 22 Abs. 1 SGB II
erhalten haben, und

2. den Gesamtbetrag der um die Einnahmen bereinigten
Aufwendungen, die nach § 22 Abs. 1 SGB II im voran-
gegangenen Monat für Arbeitsuchende geleistet wurden.

4Die zuständige Behörde zahlt die Mittel nach Satz 1 un-
mittelbar nach Erhalt an die kommunalen Träger aus.
5Erstattungen im Verhältnis zwischen dem Land und dem
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Bund (Satz 1) sowie Nachzahlungen und Erstattungen be-
züglich der Leistungen nach Satz 3 sind bei der Ermittlung
der Beträge nach Satz 1 oder 3 anzurechnen.

(2) 1Zum Ausgleich der notwendigen Kosten, die durch
die Erfüllung der Aufgaben nach § 6 b BKGG und nach
§ 28 SGB II entstehen, erhalten die Landkreise und die
kreisfreien Städte sowie die Region Hannover einen Aus-
gleich aus den Bundesmitteln nach § 46 Abs. 5 bis 7
SGB II. 2Dieser beläuft sich im Jahr 2011 auf 9,4 vom Hun-
dert der Summe ihrer Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung nach § 22 Abs. 1 SGB II. 3Der Betrag wird nach dem
in der Anlage 1 genannten Schlüssel monatlich auf die
Kommunen verteilt.

(3) 1Die Landkreise und die kreisfreien Städte sowie die
Region Hannover übermitteln der zuständigen Behörde
mit ihrer Meldung nach Absatz 1 Satz 3 die Daten, aus de-
nen sich ergibt, wie viele Leistungsberechtigte welche Leis-
tungen nach § 28 SGB II oder § 6 b BKGG erhalten haben
und wie hoch die Aufwendungen jeweils waren. 2Das für
Soziales zuständige Ministerium oder die von ihr beauf-
tragte Behörde kann überprüfen, ob die Ausgaben begrün-
det und belegt sind und den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen.“

6. Es wird der folgende neue § 5 eingefügt:

„§ 5

Landeszuschuss

(1) Das Land beteiligt sich an den Kosten der kommuna-
len Träger für Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-

suchende mit einem Zuschuss von jährlich 126 Millionen
Euro.

(2) 1Der Zuschuss wird entsprechend den Ausgaben der
kommunalen Träger für Unterkunft und Heizung im Rah-
men der Grundsicherung für Arbeitsuchende von der zu-
ständigen Behörde jährlich vor Beginn des Zahlungsjahres
festgesetzt. 2Der Festsetzung legt sie die Ausgaben der
kommunalen Träger ab Mitte des vorvergangenen Jahres
bis zur Mitte des Jahres, das dem Festsetzungszeitraum
vorangeht, zugrunde.

(3) Abweichend von Absatz 2 wird für das Jahr 2011 die
Hälfte des Zuschusses entsprechend der jährlichen Mehr-
belastung der kommunalen Träger für Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende durch das Inkrafttre-
ten des Artikels 1 des Vierten Gesetzes für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2954) gemäß der Anlage 2 verteilt.

(4) Die zuständige Behörde zahlt den Landeszuschuss in
gleichen monatlichen Beträgen an die kommunalen Träger
aus.“

7. Es werden die aus der Anlage ersichtlichen Anlagen 1 und 2
angefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nrn. 4 bis 7 mit
Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.

Hannover, den 26. Mai 2011

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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Anlage
(zu Artikel 1 Nr. 7)

A n l a g e  1
(zu § 4 Abs. 2)

Verteilungsschlüssel nach § 4 Abs. 2

A n l a g e  2
(zu § 5 Abs. 3)

Verteilung des Landeszuschusses nach § 5 Abs. 3

Kommunale Träger Vomhundertsatz

Region Hannover 16,3351
Göttingen, Stadt 0,5782

Landkreise

Ammerland 1,3782
Aurich 2,5969
Celle 2,2696
Cloppenburg 2,7442
Cuxhaven 2,2676
Diepholz 2,3789
Emsland 3,5593
Friesland 1,1743
Gifhorn 1,6984
Goslar 1,7697
Göttingen (ohne Stadt) 2,4156
Grafschaft Bentheim 1,5426
Hameln-Pyrmont 2,0408
Harburg 1,9571
Helmstedt 0,9933
Hildesheim 3,4398
Holzminden 0,7861
Leer 2,3594
Lüchow-Dannenberg 0,6832
Lüneburg 2,0529
Nienburg (Weser) 1,6553
Northeim 1,6002
Oldenburg 1,5719
Osnabrück 4,3464
Osterholz 1,0320
Osterode am Harz 0,9856
Peine 1,6880
Rotenburg (Wümme) 1,8864
Schaumburg 1,8141
Soltau-Fallingbostel 1,8044
Stade 2,3405
Uelzen 1,1262
Vechta 1,6190
Verden 1,6237
Wesermarsch 1,4017
Wittmund 0,7276
Wolfenbüttel 1,2382

Kreisfreie Städte
Braunschweig 3,0369
Delmenhorst 1,5130
Emden 0,8598
Oldenburg (Oldenburg) 2,4623
Osnabrück 2,3224
Salzgitter 1,6981
Wilhelmshaven 1,3412
Wolfsburg 1,2840

Kommunale Träger Betrag in tausend Euro

Region Hannover 2 739

Landkreise

Ammerland 3 095
Aurich 0
Celle 0
Cloppenburg 1 855
Cuxhaven 2 669
Diepholz 0
Emsland 2 288
Friesland 191
Gifhorn 3 771
Goslar 1 937
Göttingen 5 383
Grafschaft Bentheim 1 652
Hameln-Pyrmont 0
Harburg 4 319
Helmstedt 10
Hildesheim 0
Holzminden 716
Leer 0
Lüchow-Dannenberg 187
Lüneburg 2 909
Nienburg (Weser) 148
Northeim 414
Oldenburg 1 619
Osnabrück 3 664
Osterholz 663
Osterode am Harz 0
Peine 1 039
Rotenburg (Wümme) 1 599
Schaumburg 0
Soltau-Fallingbostel 0
Stade 0
Uelzen 0
Vechta 2 288
Verden 1 043
Wesermarsch 684
Wittmund 256
Wolfenbüttel 1 400

Kreisfreie Städte

Braunschweig 4 073
Delmenhorst 2 951
Emden 0
Oldenburg (Oldenburg) 3 761
Osnabrück 2 891
Salzgitter 0
Wolfsburg 264
Wilhelmshaven 520
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Niedersächsisches Gesetz
über die Anpassung der Besoldung und der 

Versorgungsbezüge in den Jahren 2011 und 2012

Vom 26. Mai 2011

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungsgesetz 2011/2012

(NBVAnpG 2011/2012)

§ 1

Erhöhung der Besoldung und der Versorgungsbezüge
im Jahr 2011

(1) Um 1,5 vom Hundert werden mit Wirkung vom 1. April
2011 erhöht

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungsbe-
träge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5,

3. die Amtszulagen, auch soweit sie landesrechtlich geregelt
sind, sowie die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 27
der Vorbemerkungen der Anlage I zum Bundesbesoldungs-
gesetz (BBesG) in der bis zum 31. August 2006 geltenden
Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Juli
2006 (BGBl. I S. 1466),

4. die Anwärtergrundbeträge,

5. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze)

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen und Be-
soldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer,

b) in den Regelungen über künftig wegfallende Ämter,

6. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse
zum Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter
und Zuschüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

7. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum
Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach Nummer 2 b der Vorbemer-
kungen der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in
der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung,

8. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsent-
schädigungen und anderen Bezüge nach Artikel 14 § 5
des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322),

9. die Anrechnungsbeträge nach Artikel 14 § 4 Abs. 2 des
Reformgesetzes und

10. die Beträge der Mehrarbeitsvergütung nach Anlage 13
des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes in der Fas-
sung vom 7. November 2008 (Nds. GVBl. S. 334), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. März 2011
(Nds. GVBl. S. 83).

(2) Um 1,28 vom Hundert werden mit Wirkung vom 1. April
2011 der Auslandszuschlag und der Auslandskinderzuschlag
erhöht.

(3) 1Die Erhöhung nach Absatz 1 gilt entsprechend für Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, deren
Versorgungsbezügen eine Grundvergütung zugrunde liegt.
2Satz 1 gilt für Empfängerinnen und Empfänger von Versor-
gungsbezügen der weggefallenen Besoldungsgruppe A 1 ent-
sprechend. 3Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Orts-
zuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum
30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde liegt, werden
ab 1. April 2011 um 1,4 vom Hundert erhöht, wenn der Ver-

sorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten ist. 4Satz 3 gilt
entsprechend für

1. Hinterbliebene von vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern
und

2. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind.
5Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
gern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besol-
dungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das
Grundgehalt um 51,99 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen
Dienstbezügen die Stellenzulage nach Nummer 27 Abs. 1
Buchst. a oder b der Vorbemerkungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz bei Eintritt in den Ruhestand nicht zu-
grunde gelegen hat.

§ 2

Einmalzahlung im Jahr 2011

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter erhalten
für den Monat April 2011 eine Einmalzahlung in Höhe von
360 Euro, wenn sie an mindestens einem Tag dieses Monats
Anspruch auf Dienstbezüge hatten.

(2) 1§ 6 Abs. 1 und § 72 a Abs. 1 Satz 1 BBesG gelten ent-
sprechend. 2Maßgebend sind die am 1. April 2011 geltenden
Verhältnisse. 3Entstand der Anspruch auf Bezüge erst im Lau-
fe des Monats April 2011, so sind die Verhältnisse zu diesem
Zeitpunkt maßgebend.

(3) 1Die Zahlung bleibt bei sonstigen Besoldungsleistungen
unberücksichtigt. 2Sie ist bei der Bemessung des Altersteilzeit-
zuschlags nach der Altersteilzeitzuschlagsverordnung zu be-
rücksichtigen.

(4) 1Die Zahlung wird jeder oder jedem Berechtigten nur
einmal gewährt. 2Der Zahlung stehen gleich die dem Absatz 1
entsprechenden Leistungen aus einem anderen Rechtsverhält-
nis im öffentlichen Dienst des Landes.

(5) Für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst so-
wie für die in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis Stehenden gelten die Absätze 1 bis 4 mit der Maßgabe,
dass die Einmalzahlung 120 Euro beträgt.

(6) 1Am 1. April 2011 vorhandene Empfängerinnen und
Empfänger von laufenden Versorgungsbezügen erhalten eine
Einmalzahlung, die sich nach dem jeweils maßgebenden Ruhe-
gehaltssatz und den Anteilssätzen des Witwen- und Waisen-
geldes sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 360
Euro ergibt. 2Bei Empfängerinnen und Empfängern von Min-
destversorgungsbezügen gilt der jeweils maßgebende Min-
destruhegehaltssatz.

(7) 1Abweichend von Absatz 6 erhalten am 1. April 2011
vorhandene Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger nach § 1 Abs. 3 Satz 3 eine Einmalzahlung in Höhe
von 216 Euro. 2Witwen und versorgungsberechtigte geschie-
dene Ehefrauen erhalten 130 Euro, Empfängerinnen und
Empfänger von Vollwaisengeld 43 Euro und Empfängerinnen
und Empfänger von Halbwaisengeld 26 Euro. 3Empfängerin-
nen und Empfänger von Unterhaltsbeiträgen nach Diszipli-
nar- und Gnadenrecht erhalten keine Einmalzahlung.

(8) 1Die Einmalzahlungen nach Absatz 1 und nach den Ab-
sätzen 6 und 7 werden nicht nebeneinander gewährt; dies gilt
auch bei mehreren Ansprüchen nach einer dieser Rechtsnor-
men. 2Der Anspruch aus einem Dienstverhältnis geht dem
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Anspruch aus einem Rechtsverhältnis als Versorgungsemp-
fängerin oder Versorgungsempfänger vor. 3Der Anspruch aus
einem späteren Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin
oder Versorgungsempfänger geht einem Anspruch aus einem
früheren Rechtsverhältnis als Versorgungsempfängerin oder
Versorgungsempfänger vor. 4Bei einem Zusammentreffen von
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung bemisst sich die
Einmalzahlung nach dem Ruhegehalt. 5Ruhens- und Anrech-
nungsvorschriften sowie Vorschriften über die anteilige Kür-
zung sind nicht anzuwenden.

§ 3

Erhöhung der Besoldung und der Versorgungsbezüge
im Jahr 2012

(1) 1Um 1,9 vom Hundert werden ab 1. Januar 2012 die sich
aus § 1 Abs. 1 ergebenden Bezügebestandteile und die Versor-
gungsbezüge nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 erhöht. 2Anschlie-
ßend werden ab 1. Januar 2012 die Grundgehaltssätze und
Grundvergütungen um 17 Euro und die Anwärtergrundbeträ-
ge um 6 Euro erhöht. 3Die Versorgungsbezüge, die sich aus § 1
Abs. 3 Sätze 3 und 4 ergeben, werden ab 1. Januar 2012 um
1,8 vom Hundert erhöht; die in Satz 2 genannte Erhöhung gilt
nicht für diese Versorgungsbezüge. 4Das sich aus § 1 Abs. 3

Satz 5 ergebende Grundgehalt vermindert sich ab 1. Januar
2012 um 52,98 Euro.

(2) Um 1,62 vom Hundert werden ab 1. Januar 2012 der
Auslandszuschlag und der Auslandskinderzuschlag erhöht.

§ 4

Mitglieder der 
Niedersächsischen Landesregierung

§ 2 gilt entsprechend für die Mitglieder und die ehemaligen
Mitglieder der Niedersächsischen Landesregierung und ihre
Hinterbliebenen.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Die Anlagen 2 bis 13 (zu § 12 Abs. 1) des Niedersächsischen
Besoldungsgesetzes in der Fassung vom 7. November 2008
(Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 16. März 2011 (Nds. GVBl. S. 83), erhalten folgen-
de Fassung:
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„Anlage 2
Gültig ab 1. April 2011
1. Besoldungsordnung A

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro

Gültig ab 1. April 2011

2. Besoldungsordnung B
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. April 2011

3. Besoldungsordnung W
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. April 2011
4. Besoldungsordnung R

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe 

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 2 1 628,07 1 666,87 1 705,69 1 744,49 1 783,29 1 822,13 1 860,94

A 3 1 695,09 1 736,39 1 777,68 1 818,96 1 860,27 1 901,58 1 942,87

A 4 1 733,10 1 781,75 1 830,34 1 878,97 1 927,59 1 976,22 2 024,80

A 5 1 746,95 1 809,20 1 857,57 1 905,93 1 954,31 2 002,68 2 051,04 2 099,42

A 6 1 787,81 1 840,93 1 894,04 1 947,14 2 000,24 2 053,36 2 106,48 2 159,59 2 212,68

A 7 1 865,45 1 913,18 1 980,01 2 046,84 2 113,66 2 180,49 2 247,33 2 295,05 2 342,77 2 390,53

A 8 1 980,99 2 038,09 2 123,73 2 209,37 2 295,01 2 380,67 2 437,76 2 494,84 2 551,94 2 609,03

A 9 2 109,19 2 165,38 2 256,77 2 348,16 2 439,58 2 530,98 2 593,80 2 656,66 2 719,48 2 782,32

A 10 2 271,03 2 349,10 2 466,19 2 583,32 2 700,42 2 817,53 2 895,60 2 973,67 3 051,72 3 129,79

A 11 2 614,67 2 734,65 2 854,64 2 974,65 3 094,64 3 174,65 3 254,64 3 334,66 3 414,64 3 494,63

A 12 2 810,36 2 953,43 3 096,47 3 239,56 3 382,62 3 477,99 3 573,35 3 668,73 3 764,11 3 859,49

A 13 3 160,64 3 315,13 3 469,63 3 624,11 3 778,58 3 881,58 3 984,57 4 087,57 4 190,57 4 293,56

A 14 3 288,63 3 488,98 3 689,30 3 889,63 4 089,96 4 223,52 4 357,08 4 490,62 4 624,19 4 757,75

A 15 4 275,24 4 495,50 4 671,71 4 847,90 5 024,11 5 200,32 5 376,52

A 16 4 719,66 4 974,37 5 178,17 5 381,98 5 585,76 5 789,55 5 993,33

Besoldungsgruppe

B 1 5 376,52
B 2 6 251,17
B 3 6 621,42
B 4 7 009,26
B 5 7 454,19
B 6 7 874,35
B 7 8 283,07
B 8 8 709,05
B 9 9 146,71
B 10 10 772,95

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3

3 732,08 4 260,26 5 168,64

Besol-
dungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

L e b e n s a l t e r

27 29 31 33 35 37 39 41 43 45 47 49

R 1 3 392,74 3 547,22 3 628,56 3 838,35 4 048,14 4 257,94 4 467,73 4 677,54 4 887,32 5 097,13 5 306,91 5 516,72

R 2 4 130,77 4 340,56 4 550,35 4 760,15 4 969,95 5 179,73 5 389,53 5 599,30 5 809,11 6 018,88

R 3 6 621,42

R 4 7 009,26

R 5 7 454,19

R 6 7 874,35

R 7 8 283,07

R 8 8 709,05
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Anlage 6
Gültig ab 1. April 2011

Amtszulagen und allgemeine Stellenzulage
(Monatsbeträge in Euro)

Amtszulagen

Allgemeine Stellenzulage

Anlage 7

Gültig ab 1. April 2011

Stellenzulagen und Zulagen
(Monatsbeträge in Euro)

— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —

*) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).

Anlage 8
Gültig ab 1. April 2011

Amtszulagen und Stellenzulagen 
nach Anlage 1 zum NBesG

(Monatsbeträge in Euro)

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnungen
A und B

V o r b e m e r k u n g e n
Nummer 21 193,40

Besoldungsgruppe Fußnote
A 2 1 33,34

3 61,48
A 3 1, 5 61,48

2 33,34
7 31,06

A 4 1, 4 61,48
2 33,34
5 6,69

A 5 3 33,34
4, 6 61,48

A 6 6 33,34
A 7 2 41,38

5 50 v.  H. des jeweiligen 
Unterschiedsbetrages 
zum Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe A 8

A 8 2 53,34
A 9 2, 3, 6 248,20
A 12 7, 8 144,16
A 13 6 115,29

7 172,93
11, 12, 13 252,23

A 14 5 172,93
A 15 7 172,93

Bundesbesoldungsordnung R

Besoldungsgruppe Fußnote
R 1 1, 2 191,19
R 2 3 bis 8, 10 191,19
R 3 3 191,19

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnungen 
A und B

V o r b e m e r k u n g e n

Nummer 27

Abs. 1

Buchstabe a

Doppelbuchstabe aa 17,85

Doppelbuchstabe bb 69,83

Buchstabe b 77,62

Buchstabe c 77,62

Abs. 2

Buchstabe a

Doppelbuchstabe bb 52,00

Buchstabe b und c 77,62

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnung C

V o r b e m e r k u n g e n

Nummer 2 b 77,62

Nummer 3

Die Zulage beträgt 12,5 v. H. des Endgrund-
gehalts oder, bei festen 
Gehältern, des Grund-
gehalts der Besoldungs-
gruppe*)

für Beamte der 
Besoldungsgruppe(n)

C 1 A 13

C 2 A 15

C 3 und C 4 B 3

Nummer 5

wenn ein Amt ausgeübt wird

der Besoldungsgruppe R 1 205,54

der Besoldungsgruppe R 2 230,08

Besoldungsgruppe Fußnote
C 2 1 104,32

Dem Grunde nach geregelt in

Besoldungsgruppe Fußnote

A 9 1 248,20

A 10 3 115,29

A 12 2 66,68

A 12 3 144,16

A 13 2 172,93

A 13 5 81,35

A 13 7 144,16

A 13 8 47,27

A 14 1 47,27

A 14 3 172,93

A 15 3 172,93

A 10 Anhang 2 115,29

A 10 Anhang 3 113,00

A 12 Anhang 1 66,68

A 13 Anhang 1 115,29

A 16 Anhang  1 193,40

B 9 1 709,78
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Anlage 12
Gültig ab 1. April 2011

Auslandskinderzuschlag (§ 56 BBesG)
(Monatsbeträge in Euro je Kind)

Anlage 13
Gültig ab 1. April 2011

Mehrarbeitsvergütung
(Beträge in Euro)

Artikel 3

Weitere Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Die Anlagen 2 bis 13 (zu § 12 Abs. 1) des Niedersächsischen
Besoldungsgesetzes in der Fassung vom 7. November 2008
(Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 2 dieses
Gesetzes, erhalten folgende Fassung:

Besoldungs-
gruppe

nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 nach 
§ 56

Abs. 1 
Nr. 2

Stufe des Auslandszuschlags

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 2 bis A 16,
B 1 bis B 10 136,45 156,45 176,98 195,82 216,95 236,95 256,36 276,35 296,30 316,87 336,86 355,13 136,45

§ 4 Abs. 1 MVergV

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 “.10,86“.

A 5 bis A 8 “.12,82“.

A 9 bis A 12 “.17,60“.

A 13 bis A 16 “.24,27“.

§ 4 Abs. 3 MVergV

Nummer 1 “.16,37“.

Nummer 2 “.20,30“.

Nummer 3 “.24,09“.

Nummern 4 und 5 “.28,15“.
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„Anlage 2
Gültig ab 1. Januar 2012
1. Besoldungsordnung A

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Januar 2012
2. Besoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Januar 2012
3. Besoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Januar 2012
4. Besoldungsordnung R

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe 

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 2 1 676,00 1 715,54 1 755,10 1 794,64 1 834,17 1 873,75 1 913,30

A 3 1 744,30 1 786,38 1 828,46 1 870,52 1 912,62 1 954,71 1 996,78

A 4 1 783,03 1 832,60 1 882,12 1 931,67 1 981,21 2 030,77 2 080,27

A 5 1 797,14 1 860,57 1 909,86 1 959,14 2 008,44 2 057,73 2 107,01 2 156,31

A 6 1 838,78 1 892,91 1 947,03 2 001,14 2 055,24 2 109,37 2 163,50 2 217,62 2 271,72

A 7 1 917,89 1 966,53 2 034,63 2 102,73 2 170,82 2 238,92 2 307,03 2 355,66 2 404,28 2 452,95

A 8 2 035,63 2 093,81 2 181,08 2 268,35 2 355,62 2 442,90 2 501,08 2 559,24 2 617,43 2 675,60

A 9 2 166,26 2 223,52 2 316,65 2 409,78 2 502,93 2 596,07 2 660,08 2 724,14 2 788,15 2 852,18

A 10 2 331,18 2 410,73 2 530,05 2 649,40 2 768,73 2 888,06 2 967,62 3 047,17 3 126,70 3 206,26

A 11 2 681,35 2 803,61 2 925,88 3 048,17 3 170,44 3 251,97 3 333,48 3 415,02 3 496,52 3 578,03

A 12 2 880,76 3 026,55 3 172,30 3 318,11 3 463,89 3 561,07 3 658,24 3 755,44 3 852,63 3 949,82

A 13 3 237,69 3 395,12 3 552,55 3 709,97 3 867,37 3 972,33 4 077,28 4 182,23 4 287,19 4 392,14

A 14 3 368,11 3 572,27 3 776,40 3 980,53 4 184,67 4 320,77 4 456,86 4 592,94 4 729,05 4 865,15

A 15 4 373,47 4 597,91 4 777,47 4 957,01 5 136,57 5 316,13 5 495,67

A 16 4 826,33 5 085,88 5 293,56 5 501,24 5 708,89 5 916,55 6 124,20

Besoldungsgruppe

B 1 5 495,67
B 2 6 386,94
B 3 6 764,23
B 4 7 159,44
B 5 7 612,82
B 6 8 040,96
B 7 8 457,45
B 8 8 891,52
B 9 9 337,50
B 10 10 994,64

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3

3 819,99 4 358,20 5 283,84

Besol-
dungs-
gruppe

S t u f e

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

L e b e n s a l t e r

27 29 31 33 35 37 39 41 43 45 47 49

R 1 3 474,20 3 631,62 3 714,50 3 928,28 4 142,05 4 355,84 4 569,62 4 783,41 4 997,18 5 210,98 5 424,74 5 638,54

R 2 4 226,25 4 440,03 4 653,81 4 867,59 5 081,38 5 295,14 5 508,93 5 722,69 5 936,48 6 150,24

R 3 6 764,23

R 4 7 159,44

R 5 7 612,82

R 6 8 040,96

R 7 8 457,45

R 8 8 891,52
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Anlage 6
Gültig ab 1. Januar 2012

Amtszulagen und allgemeine Stellenzulage
(Monatsbeträge in Euro)

Amtszulagen

Allgemeine Stellenzulage

Anlage 7

Gültig ab 1. Januar 2012

Stellenzulagen und Zulagen
(Monatsbeträge)

— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —

*) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).

Anlage 8
Gültig ab 1. Januar 2012

Amtszulagen und Stellenzulagen 
nach Anlage 1 zum NBesG

(Monatsbeträge in Euro)

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnungen
A und B

V o r b e m e r k u n g e n
Nummer 21 197,07

Besoldungsgruppe Fußnote
A 2 1 33,97

3 62,65
A 3 1, 5 62,65

2 33,97
7 31,65

A 4 1, 4 62,65
2 33,97
5 6,82

A 5 3 33,97
4, 6 62,65

A 6 6 33,97
A 7 2 42,17

5 50 v.  H. des jeweiligen 
Unterschiedsbetrages 
zum Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe A 8

A 8 2 54,35
A 9 2, 3, 6 252,92
A 12 7, 8 146,90
A 13 6 117,48

7 176,22
11, 12, 13 257,02

A 14 5 176,22
A 15 7 176,22

Bundesbesoldungsordnung R

Besoldungsgruppe Fußnote
R 1 1, 2 194,82
R 2 3 bis 8, 10 194,82
R 3 3 194,82

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnungen 
A und B

V o r b e m e r k u n g e n

Nummer 27

Abs. 1

Buchstabe a

Doppelbuchstabe aa 18,19

Doppelbuchstabe bb 71,16

Buchstabe b 79,09

Buchstabe c 79,09

Abs. 2

Buchstabe a

Doppelbuchstabe bb 52,99

Buchstabe b und c 79,09

Dem Grunde nach geregelt in

Bundesbesoldungsordnung C

V o r b e m e r k u n g e n

Nummer 2 b 79,09

Nummer 3

Die Zulage beträgt 12,5 v. H. des Endgrund-
gehalts oder, bei festen 
Gehältern, des Grund-
gehalts der Besoldungs-
gruppe*)

für Beamte der 
Besoldungsgruppe(n)

C 1 A 13

C 2 A 15

C 3 und C 4 B 3

Nummer 5

wenn ein Amt ausgeübt wird

der Besoldungsgruppe R 1 205,54

der Besoldungsgruppe R 2 230,08

Besoldungsgruppe Fußnote
C 2 1 104,32

Dem Grunde nach geregelt in

Besoldungsgruppe Fußnote

A 9 1 252,92

A 10 3 117,48

A 12 2 67,95

A 12 3 146,90

A 13 2 176,22

A 13 5 82,90

A 13 7 146,90

A 13 8 47,27

A 14 1 47,27

A 14 3 176,22

A 15 3 176,22

A 10 Anhang 2 117,48

A 10 Anhang 3 115,15

A 12 Anhang 1 67,95

A 13 Anhang 1 117,48

A 16 Anhang  1 197,07

B 9 1 723,27
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Anlage 12
Gültig ab 1. Januar 2012

Auslandskinderzuschlag (§ 56 BBesG)
(Monatsbeträge in Euro je Kind)

Anlage 13
Gültig ab 1. Januar 2012

Mehrarbeitsvergütung
(Beträge in Euro)

Artikel 4

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 2011 in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 3 am 1. Januar 2012 in
Kraft.

Hannover, den 26. Mai 2011

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r

Besoldungs-
gruppe

nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 nach 
§ 56

Abs. 1 
Nr. 2

Stufe des Auslandszuschlags

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A 2 bis A 16,
B 1 bis B 10 138,66 158,98 179,85 198,99 220,46 240,79 260,51 280,83 301,10 322,00 342,32 360,88 138,66

§ 4 Abs. 1 MVergV

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 “11.07.

A 5 bis A 8 “.13,06“.

A 9 bis A 12 “.17,93“.

A 13 bis A 16 “.24,73“.

§ 4 Abs. 3 MVergV

Nummer 1 “.16,68“.

Nummer 2 “.20,69“.

Nummer 3 “.24,55“.

Nummern 4 und 5 “.28,68“.
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G e s e t z
über Kapitalmaßnahmen zugunsten 

der Norddeutschen Landesbank

Vom 26. Mai 2011

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Haushaltsgesetzes 2011

Das Haushaltsgesetz 2011 vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVBl. S. 633) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 wird die Zahl „25 133 998 000“ durch die
Zahl „25 411 998 000“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Darüber hinaus dürfen Kredite vom Kreditmarkt
zweckgebunden für das ,Sondervermögen NORD/LB‘
bis zur Höhe von 600 000 000 Euro aufgenommen
werden. 3Soweit im Haushaltsvollzug 2011 Steu-
ermehreinnahmen eingehen, vermindert sich die-
se Kreditermächtigung um den Betrag, der über
das vom Finanzministerium festgestellte anteilige
Jahressoll hinausgeht. 4Maßgeblich ist das Auf-
kommen zum Ende des Monats, der der Kapital-
maßnahme vorausgeht.“

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Darüber hinaus ist das Finanzministerium er-
mächtigt, besondere Kapitaleinlagen und Darlehen ge-
mäß § 15 Abs. 1 und 2 des Staatsvertrages zwischen
dem Land Niedersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt
und dem Land Mecklenburg-Vorpommern über die
Norddeutsche Landesbank — Girozentrale — sowie
Stille Einlagen des Landes bei der Norddeutschen Lan-
desbank — Girozentrale — in Stammkapital umzu-
wandeln.“

3. Die Anlage 1 (Gesamtplan) erhält die als Anlage beigefügte
Fassung.

4. Der Einzelplan 13 wird nach Maßgabe des Nachtrags zu
diesem Einzelplan geändert.

Artikel 2

Gesetz
über das „Sondervermögen NORD/LB“

§ 1

Errichtung

1Das Land errichtet unter dem Namen „Sondervermögen
NORD/LB“ ein nicht rechtsfähiges Sondervermögen. 2Das
Sondervermögen ist von dem übrigen Vermögen des Landes
getrennt zu halten.

§ 2

Zweck des Sondervermögens

Das Sondervermögen dient der getrennten Darstellung der
für die Kapitalisierungsmaßnahme der Norddeutschen Lan-
desbank — Girozentrale — erforderlichen Kreditaufnahme so-
wie des dafür anfallenden Zinsaufwandes und der Tilgung.

§ 3

Einnahmen

Dem Sondervermögen fließen als Einnahmen zu:

1. Einnahmen aus Kreditaufnahme,

2. Zuführungen aus dem Landeshaushalt zur Verminderung
der Kreditaufnahme,

3. Rückflüsse und Erlöse aus der Veräußerung des durch die
Kapitalisierungsmaßnahme erworbenen Stammkapitals,

4. Dividendenerträge dieses Stammkapitals.

§ 4

Zweckbindung

Das Sondervermögen darf nur verwendet werden für die
Tilgung und Zinsaufwendungen der für die Kapitalisierung
aufgenommenen Kredite.

§ 5

Verwaltung 

Das Finanzministerium verwaltet das Sondervermögen.

§ 6

Übersicht

Die Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben des Son-
dervermögens ist Bestandteil des Haushaltsplans des Landes
und als Kapitel 5137 ausgewiesen.

§ 7

Auflösung

Bei vollständiger Tilgung der Kreditverbindlichkeiten wird
das Sondervermögen aufgelöst. 

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 26. Mai 2011

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r



Nds. GVBl. Nr. 11/2011, ausgegeben am 7. 6. 2011

156

(zu Artikel 4 Nr. 2)

A n l a g e  1
(zu § 1 Satz 1)

G e s a m t -

A. Haushalts-

Einnahmen

0 1 2 3 4

Epl. Bezeichnung Einnahmen 
aus Steuern 
und steuer-
ähnlichen 

Abgaben sowie 
EU-Eigenmittel

Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen 

aus Schulden-
dienst und 
dergleichen

Einnahmen aus
Zuweisungen
und Zuschüs-

sen mit 
Ausnahme für 
Investitionen

Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus
Zuweisungen 

und 
Zuschüssen für 
Investitionen, 

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

01 Landtag                            — 40          —         — 40 36 006

02 Staatskanzlei                      — 832 954 — 1 786 21 059

03 Ministerium für Inneres
und Sport

— 68 480 22 336 1 043 91 859 1 082 903

04 Finanzministerium                  — 69 430 147 776 3 217 209 573 095

05 Ministerium für 
Soziales, Frauen, Familie,
Gesundheit und Integration

       — 20 301 568 391 126 049 714 741 102 906

06 Ministerium für
Wissenschaft und Kultur 

         — 36 510 234 567 132 070 403 147 62 332

07 Kultusministerium           — 7 325 3 585 35 298 46 208 3 915 902

08 Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr

          — 460 992 837 178 268 465 1 566 635 185 591

09 Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und 
Landesentwicklung

5 350 28 091 134 924 39 353 207 718 96 538

11 Justizministerium         — 353 491 2 229         — 355 720 655 266

12 Staatsgerichtshof                 —         —         —          — — 151

13 Allgemeine
Finanzverwaltung

16 570 000 1 153 819 1 389 701 2 433 432 21 546 952 2 939 663

14 Landesrechnungshof                 — 6         — 35 41 13 870

15 Ministerium für Umwelt
und Klimaschutz

91 000 52 595 34 489 79 956 258 040 61 535

20 Hochbauten                        — 202   — 1 700 1 902           —

neuer Ansatz 2011 16 666 350 2 252 114 3 376 130 3 117 404 25 411 998 9 746 817

alter Ansatz 2011 16 666 350 1 974 114 3 376 130 3 117 404 25 133 998 9 746 817

    mehr (+)/weniger (—) — +278 000 — — +278 000 —
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Anlage 1
(zu Artikel 1 Nr. 3)

A n l a g e  1
d d (zu § 1 Satz 1)

p l a n

übersicht

Ausgaben

5 6 7 8 9

Sächliche
Verwaltungs-
ausgaben und
Ausgaben für

den Schulden-
dienst

Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für 
Investitionen

Bau-
maßnahmen

Sonstige 
Ausgaben für 
Investitionen 

und 
Investitions-

förder-
maßnahmen

Besondere
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

2011
Überschuss (+)
Zuschuss (—)

(Sp. 7—Sp. 14)

Verpflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

9 10 11 12 13 14 15 16

3 256 8 664         — 565  — 48 491 —48 451 —

5 768 2 453        — 205 2 903 32 388 —30 602 40

208 762 211 198 178 102 504 39 806 1 645 351 —1 553 492 45 308

193 705 1 858 — 11 944 27 229 807 831 —590 622 —

42 286 2 935 938        — 319 335 —22 794 3 377 671 —2 662 930 166 793

17 649 2 374 592 — 228 170 —6 878 2 675 865 —2 272 718 437 071

32 499 760 569         — 37 966  —6 548 4 740 388 —4 694 180 18 000

366 544 454 610 99 370 540 743 —6 929 1 639 929 —73 294 102 574

30 067 141 273 2 555 66 804 125 652 462 889 —255 171 84 436

340 068 16 294 1 000 10 271 42 110 1 065 009 —709 289 93 370

65           —         —         —         — 216 —216            —

2 205 099 3 087 581 — 315 466 —138 306 8 409 503 +13 137 449  90 000

1 933 — — — 219 16 022 —15 981 —

48 602 130 706 29 012 58 973 59 042 387 870 —129 830 96 912

33 712 78 68 785 — — 102 575 —100 673 3 000

3 530 015 10 125 814 200 900 1 692 946 115 506 25 411 998       — 1 137 504

3 530 015 10 125 814 200 900 1 414 946 115 506 25 133 998       — 1 137 504

— — — +278 000 — +278 000      — —
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B. Finanzierungsübersicht

C. Kreditfinanzierungsplan

2011

in Mio. EUR

1. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. A u s g a b e n

Ausgaben nach § 1 HG 2011 ...................................................................................................... 25 412,0

(ohne Schuldentilgung an den Kreditmarkt für Allgemeine Deckungskredite)

davon ab: Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite an den Kreditmarkt 
(siehe Abschnitt II Nr. 1.2.2) .....................................................................................  0,2

Zuführungen an Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.2) ........................................... 7,7

Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen (siehe Abschnitt II Nr. 2.2) ...................... —,— 25 404,1

2. E i n n a h m e n

Einnahmen nach § 1 HG 2011 ................................................................................................... 25 412,0

davon ab: Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

a) Allgemeine Deckungsmittel (siehe Abschnitt II Nr. 1.1.3) .................................. 1 950,0

b) andere (zweckgebundene) Kredite (siehe Abschnitt II Nr. 1.2.1) ........................ —,—
Entnahmen aus Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.1) ............................................ 312,1

Einnahmen aus Überschüssen .................................................................................. —,— 23 149,9

3. F i n a n z i e r u n g s s a l d o ........................................................................................................ —2 254,2

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung/Netto-Tilgung am Kreditmarkt

1.1 Allgemeine Deckungsmittel

1.1.1 Einnahmen aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 13 25 Titel 325 61) ............................. 7 933,7

1.1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel 
(Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) .................................................................... 5 983,7

1.1.3 Saldo (Nettokreditermächtigung nach § 3 Abs. 1 HG 2009) ..................................... —1 950,0

1.2 Andere (zweckgebundene) Kredite

1.2.1 Einnahmen aus zweckgebundenen Krediten der Obergruppe 32 ............................. —,—

1.2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite am Kreditmarkt 
(Obergruppe 59 — einschließlich Ausgleichsforderungen) ...................................... 0,2 0,2

Saldo (Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt) ....................................................................... —1 949,8

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

2.1 Einnahmen aus Überschüssen ............................................................................................ —,—

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen ........................................................................... —,— —,—

3. Rücklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Rücklagen ................................................................................................. 312,1

3.2 Zuführungen an Rücklagen ................................................................................................ 7,7 —304,4

4. Finanzierungssaldo (Summe Nummern 1 bis 3) ........................................................................ —2 254,2

2011
in Mio. EUR

I.  Einnahmen aus Krediten (brutto)

1. aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 13 25 Titel 325 61) ................................................................................... 7 933,7

2. aus anderen Krediten der Obergruppen 31 und 32 ...................................................................................... 0,1

Summe I 7 933,8

II. Tilgungsausgaben für Kredite

1. für Kreditmarktmittel (Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) ................................................................... 5 983,7

2. für andere Kredite (Obergruppen 58 und 59) ............................................................................................... 0,3

Summe II 5 984,0

III. Einnahmen aus Krediten (netto)

1. aus Kreditmarktmitteln (Abschnitt I Nr. 1 ./. Abschnitt II Nr. 1) ................................................................. 1 950,0

2. aus anderen Krediten (Abschnitt I Nr. 2 ./. Abschnitt II Nr. 2) ..................................................................... —0,2

Summe III (Summe I ./. Summe II) 1 949,8



Nds. GVBl. Nr. 11/2011, ausgegeben am 7. 6. 2011

159

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511
8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Hannover. Erscheint nach Bedarf.
Laufender Bezug und Einzelstücke können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer
und einschließlich 9,20 € Portokostenanteil). Bezugskündigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je ange-
fangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497. Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 4,20 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 



Lieferbar ab April 2011

Einbanddecke inklusive CD

Gleich bestellen: Telefax 0511 8550-2405

Elf Jahrgänge 
handlich 
auf einer CD!
Jahrgänge 2000 bis 2010:

b Nds. Ministerialblatt

b Nds. Gesetz- und
Verordnungsblatt

Die optimale Archivierung 
ergänzend zur Einbanddecke.

Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2010
inklusive CD nur € 31,– zzgl. Versandkosten

Einbanddecke Niedersächsisches Ministerialblatt 2010
inklusive CD nur € 21,– zzgl. Versandkosten

a

a


	Inhalt GVBl. Nr. 11 vom 7. Juni  2011
	Gesetz zur Neufassung des Niedersächsischen Gesetzesüber das Halten von Hunden und zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs
	Niedersächsisches Gesetz über die Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge in den Jahren 2011 und 2012
	Gesetz über Kapitalmaßnahmen zugunsten der Norddeutschen Landesbank




